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AKTUELL                     DIE MANDANTEN I INFORMATION 
SONDERAUSGABE ZUM JAHRESENDE 2023 

  Sehr geehrte Mandantin,  
sehr geehrter Mandant, 

mit diesem Informationsblatt informieren wir Sie über Neuig-
keiten, die sich nach Erstellung der Hauptausgabe unserer 
Mandanten-Information zum Jahresende 2023 ergeben ha-
ben. Insbesondere gehen wir auf die endgültigen Regelun-
gen des sog. Wachstumschancengesetzes ein, welches 
nach langem gesetzgeberischem Hin und Her nun doch 
Mitte März 2024 verabschiedet und Ende März verkündet 
wurde (Stand dieses Updates: 15.4.2024). 

I. Unternehmer 
1. Abschreibungen 

Nach der bisherigen Rechtslage ist eine degressive Ab-
schreibung für bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagever-
mögens nur dann möglich, wenn das Wirtschaftsgut bis zum 
31.12.2022 angeschafft oder hergestellt worden ist. Die de-
gressive Abschreibung beträgt das Zweieinhalbfache der li-
nearen Abschreibung, die auf der Nutzungsdauer beruht; die 
degressive Abschreibung darf höchstens 25 % betragen. 

Der Gesetzgeber lässt die degressive Abschreibung nun 
auch für solche beweglichen Wirtschaftsgüter des Anlage-
vermögens zu, die nach dem 31.3.2024 und vor dem 
1.1.2025 angeschafft oder hergestellt worden sind. In die-
sem Fall beträgt die degressive Abschreibung aber maximal 
das Doppelte der sog. linearen Abschreibung, die sich nach 
der Nutzungsdauer bemisst, und darf 20 % nicht überstei-
gen. 
Quelle: § 7 Abs. 2 EStG i.d.F. des Wachstumschancengesetzes, BGBl. 2024 I Nr. 108. 

Hinweis: Die degressive Abschreibung ist nicht zulässig, 
wenn das Wirtschaftsgut nach dem 31.12.2022 und vor dem 
1.4.2024 angeschafft oder hergestellt worden ist. 

Unternehmer, deren Gewinn 200.000 € nicht übersteigt, 
können bislang unter bestimmten Voraussetzungen eine 
einmalige Sonderabschreibung von 20 % auf abnutzbare 

bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens wie z. B. 
Maschinen vornehmen, und zwar zusätzlich zur regulären 
Abschreibung, die von der Nutzungsdauer des Wirtschafts-
guts abhängig ist. Für Wirtschaftsgüter, die nach dem 
31.12.2023 angeschafft oder hergestellt werden, wird die 
Sonderabschreibung von 20 % auf 40 % verdoppelt (ur-
sprünglich war ein Abschreibungssatz von 50 % vorgese-
hen). 
Quelle: § 7g Abs. 5 i.V.m. § 52 Abs. 16 Satz 6 EStG i.d.F. des Wachstumschancengeset-
zes. 

Zu beachten ist ferner die geänderte Abschreibung für neu 
gebaute Mietwohnungen, die auch für Unternehmer gilt, 
wenn sich die Wohnungen im Betriebsvermögen befinden, 
weil sie z. B. an Arbeitnehmer vermietet werden (zu den Ein-
zelheiten s. unten Abschn. IV. 1 und 2). 

2. Einlagen 

Einlagen in das Privatvermögen werden nach der bisherigen 
Rechtslage grundsätzlich mit dem sog. Teilwert bewertet. 
Dies ist der Wert, den ein gedachter Erwerber des gesamten 
Betriebs im Rahmen des Gesamtkaufpreises für das ein-
zelne Wirtschaftsgut bezahlen würde. Das Gesetz enthält 
verschiedene Ausnahmen: So werden u. a. maximal die An-
schaffungskosten bzw. Herstellungskosten angesetzt, wenn 
das Wirtschaftsgut innerhalb der letzten drei Jahre vor der 
Einlage angeschafft oder hergestellt worden ist. Diese Be-
schränkung auf die Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
gilt bei Einlagen nach dem 27.3.2024 nur noch dann, wenn 
das Wirtschaftsgut aus dem Privatvermögen in das Be-
triebsvermögen eingelegt wird. Erfolgt die Einlage hingegen 
aus dem Betriebsvermögen eines anderen Unternehmens, 
z. B. aus dem Betriebsvermögen der Mutter-Kapitalgesell-
schaft, ist der Teilwert anzusetzen. 
Quelle: § 6 Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 Buchst. a EStG i.V.m. § 52 Abs. 12 Satz 6 EStG i.d.F. des 
Wachstumschancengesetzes. 
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3. Zurechnung von Wirtschaftsgütern bei Personenge-
sellschaften 

Bei unternehmerisch tätigen Personengesellschaften (Mit-
unternehmerschaften) wird nach der bisherigen Regelung 
ein Wirtschaftsgut, das mehreren Mitunternehmern zur ge-
samten Hand zusteht, den Mitunternehmern anteilig zuge-
rechnet. Zum 1.1.2024 ist allerdings das gesellschaftsrecht-
liche Gesamthandsprinzip aufgehoben werden, so dass die 
steuerliche Zurechnungsregelung, die eine Gesamthand vo-
raussetzt, ins Leere gehen würde. Um dies zu verhindern, 
wird steuerlich nun das Gesamthandsprinzip ab dem 
1.1.2024 bei rechtsfähigen Personengesellschaften mittels 
einer Fiktion fortgeführt. 

Hinweis: Diese Änderung ist für Mitunternehmer vorteilhaft, 
weil sie damit auch weiterhin von vorteilhaften steuerlichen 
Regelungen, die eine Gesamthand verlangen, profitieren. 
Hierzu gehört etwa die steuerneutrale Übertragung eines 
Wirtschaftsguts aus dem Einzelunternehmen in das Vermö-
gen einer Mitunternehmerschaft, an der der Einzelunterneh-
mer beteiligt ist. 
Quelle: § 39 Abs. 2 Nr. 2 Satz 2 AO i.d.F. des Kreditzweitmarktförderungsgesetzes. 

4. Verbesserung der sog. Thesaurierungsbesteuerung 

Einzelunternehmen und Personengesellschaften haben die 
Möglichkeit, eine sog. Thesaurierungsbesteuerung zu wäh-
len: Der nicht entnommene, also thesaurierte Gewinn wird 
dann nur mit 28,25 % besteuert. Allerdings kommt es zu ei-
ner Nachversteuerung mit einem Steuersatz von 25 %, so-
bald der Gewinn entnommen wird.  

Der Gesetzgeber erhöht ab 2024 das begünstigt besteuerte 
Thesaurierungsvolumen dadurch, dass der begünsti-
gungsfähige Gewinn um die steuerlich nicht als Betriebsaus-
gabe abziehbare Gewerbesteuer und um die nicht absetz-
bare Einkommensteuer, die entnommen wird, damit die 
„Thesaurierungssteuer“ an das Finanzamt gezahlt werden 
kann, erhöht wird. Die für die Gewerbe- und Einkommen-
steuer benötigten Beträge, die den Gewinn nicht mindern, 
werden also nur mit 28,25 % besteuert.  
Quelle: § 34a EstG i.V.m. § 52 Abs. 34 Satz 3 EStG i.d.F. des Wachstumschancengeset-
zes. 

5. Entnahmen 

Werden betriebliche Elektrofahrzeuge privat genutzt, 
muss für die Privatnutzung eine Entnahme versteuert wer-
den. Bei einer betrieblichen Nutzung von mehr als 50 % 
kann die Entnahme mit 0,25 % des Bruttolistenpreises (zzgl. 
Kosten der Sonderausstattung und einschließlich Umsatz-
steuer) monatlich bewertet werden. 

Der Prozentsatz von 0,25 % monatlich setzt bislang voraus, 
dass der Bruttolistenpreis des Fahrzeugs 60.000 € nicht 
übersteigt. Diese Grenze wird für reine Elektrofahrzeuge, die 
nach dem 31.12.2023 angeschafft werden, auf 70.000 € 
erhöht (ursprünglich war eine Erhöhung auf 80.000 € ge-
plant). 
Quelle: § 6 Abs. 1 Nr. 4 S. 2 Halbsatz 2 Nr. 3 EStG i.V.m. § 52 Abs. 12 Satz 5 EStG i.d.F. 
des Wachstumschancengesetzes. 

Hinweis: Entscheidet sich der Unternehmer für die Bewer-
tung der Entnahme nach der sog. Fahrtenbuchmethode, 
wirkt sich die Erhöhung der zulässigen Anschaffungskosten 
bei reinen Elektrofahrzeugen ebenfalls zugunsten der Unter-
nehmer aus, weil dann nur 25 % der Anschaffungskosten bei 
den Kfz-Kosten berücksichtigt werden. 

6. Erhöhung der Buchführungsgrenzen 

Gewerbliche Unternehmer sowie Land- und Forstwirte, die 
nicht bereits nach handelsrechtlichen Vorschriften zur Buch-
führung verpflichtet sind, können vom Finanzamt zur Buch-
führung aufgefordert werden, wenn sie bestimmte Buchfüh-
rungsgrenzen überschreiten. Der Gesetzgeber erhöht für 
Wirtschaftsjahre, die nach dem 31.12.2023 beginnen, die 
bisherige Umsatzgrenze von 600.000 € auf 800.000 € und 
die bisherige Gewinngrenze von 60.000 € auf 80.000 €. 
Quelle: § 141 Abs. 1 Satz 1 AO i.V.m. Art. 97 § 19 Abs. 3 und 4 EGAO i.d.F. des Wachs-
tumschancengesetzes. 

7. Befreiung von der handelsrechtlichen Buchführungs-
pflicht 

Einzelkaufleute, die bestimmte Umsatz- und Gewinngrenzen 
nicht überschreiten, können sich von der handelsrechtlichen 
Buchführungs- und Bilanzierungspflicht befreien. Ab 2024 
wird die bisherige Umsatzgrenze von 600.000 € auf 
800.000 € erhöht, und die bisherige Gewinngrenze wird von 
60.000 € auf 80.000 € erhöht. 
Quelle: § 241a HGB, Art. 92 EGHGB i.d.F. des Wachstumschancengesetzes. 

8. Betriebsausgabenabzug für Geschenke 

Geschenke an Geschäftsfreunde sind zurzeit bis zur Höhe 
von 35 € / Empfänger im Wirtschaftsjahr abziehbar. Diese 
Grenze wird ab 2024 auf 50 € angehoben. 
Quelle: § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 i.V.m. § 52 Abs. 6 Satz 10 EStG i.d.F. des Wachstums-
chancengesetzes 

9. Erweiterung der umsatzsteuerlichen Ist-Versteue-
rung 

Der Gesetzgeber erhöht die Umsatzgrenze für die Anwend-
barkeit der Ist-Versteuerung ab 2024 von 600.000 € um 
200.000 € auf 800.000 €. 
Quelle: § 20 Satz 1 Nr. 1 UStG i.d.F. des Wachstumschancengesetzes, Art. 35 Abs. 4 
Wachstumschancengesetz. 

10. Befreiung von der Abgabe von Umsatzsteuervor-
anmeldungen ab 2025 

Nach bisheriger Rechtslage kann das Finanzamt den Unter-
nehmer von der Verpflichtung zur Abgabe der Umsatzsteu-
ervoranmeldungen und Entrichtung der Umsatzsteuervor-
auszahlungen befreien, wenn die Steuer für das vorange-
gangene Kalenderjahr nicht mehr als 1.000 € betragen hat. 
Dieser Betrag wird ab dem Besteuerungszeitraum 2025 auf 
2.000 € erhöht. Ursprünglich sollte diese Regelung bereits 
für das Jahr 2024 gelten. 
Quelle: § 18 Abs. 2 Satz 3 UStG i.d.F. des Wachstumschancengesetzes, Art. 35 Abs. 6 
Wachstumschancengesetz. 
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11. Erleichterung für Kleinunternehmer 

Ab 2024 sind Kleinunternehmer grundsätzlich nicht mehr zur 
Abgabe einer Umsatzsteuer-Jahreserklärung verpflichtet; 
sie können allerdings vom Finanzamt zur Abgabe einer Um-
satzsteuer-Jahreserklärung aufgefordert werden. Darüber 
hinaus gibt es weitere Ausnahmen. So besteht die Abgabe-
pflicht z. B. weiterhin bei innergemeinschaftlichen Erwerben. 
Quelle: § 18 Abs. 3 Satz 1 UStG i.V.m. § 27 Abs. 39 UStG i.d.F. des Wachstumschancen-
gesetzes 

Hinweis: Kleinunternehmer sind Unternehmer, deren Um-
satz im Vorjahr 22.000 € nicht überstiegen hat und im lau-
fenden Kalenderjahr 50.000 € voraussichtlich nicht überstei-
gen wird. Sie müssen keine Umsatzsteuer abführen, können 
dann aber auch keine Vorsteuer gelten machen. 

12. Elektronische Rechnung ab 2025 

Der Gesetzgeber schreibt ab 2025 die Pflicht zur elektroni-
schen Rechnung in einem sog. strukturiertem Format inner-
halb von sechs Monaten nach Leistungserbringung vor, 
wenn die Leistung an einen anderen Unternehmer im Inland 
ausgeführt wird. Allerdings gibt es eine Übergangsregelung 
für Umsätze, die nach dem 31.12.2024 und vor dem 
1.1.2027 ausgeführt werden, so dass bis zum 31.12.2026 
eine Rechnung auf Papier und – bei Zustimmung des Rech-
nungsempfängers – auch in einem anderen elektronischen 
Format ausgestellt werden kann. Unternehmer, deren Ge-
samtumsatz im Jahr 2026 800.000 € nicht überschreitet, 
können sogar bis zum 31.12.2027 ihre Rechnungen auf Pa-
pier oder – mit Zustimmung des Rechnungsempfängers – in 
einem anderen elektronischen Format ausstellen. 
Quelle: § 27 Abs. 38 Nrn. 1 und 2 UStG i.d.F. des Wachstumschancengesetzes. 

II. Kapitalgesellschaften und ihre Gesellschafter 
Option zur Körperschaftsteuer 

Personenhandelsgesellschaften wie z. B. die OHG oder KG 
können auf Antrag zur Körperschaftsbesteuerung optieren 
und unterliegen dann lediglich einem Körperschaftsteuer-
satz von 15 % zuzüglich Gewerbesteuer, die bei Körper-
schaften grundsätzlich anfällt. Der Gesetzgeber erstreckt ab 
dem 28.3.2024 den Anwendungsbereich dieser Option auf 
alle Personengesellschaften, also insbesondere auch auf 
Gesellschaften bürgerlichen Rechts, wenn diese in einem 
Gesellschaftsregister eingetragen sind (sog. eGbR). 
Quelle: § 1a Abs. 1 Sätze 1 bis 4 KStG i.d.F. des Wachstumschancengesetzes, Art 35 
Abs. 1 Wachstumschancengesetz 

Die Option, die bis zum 30.11. für das Folgejahr zu beantra-
gen ist, ist ab dem 28.3.2024 auch für neugegründete Per-
sonengesellschaften möglich, die den Antrag dann inner-
halb eines Monats nach Abschluss des Gesellschaftsver-
trags stellen müssen, so dass die Option bereits für das lau-
fende Wirtschaftsjahr gilt. Gleiches gilt für Personengesell-
schaften, die durch einen umwandlungsrechtlichen Form-
wechsel aus einer Körperschaft hervorgegangen sind und 
die für die Option einen Monat Zeit nach Anmeldung des 
Formwechsels beim Handelsregister haben, damit die Op-
tion bereits für das laufende Wirtschaftsjahr gilt. 

Quelle: § 1a Abs. 1 Satz 7 KStG i.d.F. des Wachstumschancengesetzes i.V.m. 
Art 35 Abs. 1 Wachstumschancengesetz. 

Ferner ändert sich auch der Zeitpunkt, zu dem die Gewinn-
anteile versteuert werden müssen. Bislang kommt es zu ei-
ner Versteuerung, wenn der Gewinnanteil entnommen wird 
oder wenn seine Auszahlung verlangt werden kann. Ab dem 
28.3.2024 kommt es nur noch auf die Entnahme des Ge-
winnanteils an. Der Gewinnanteil ist nach der Neuregelung 
also nicht schon dann zu versteuern, wenn seine Auszah-
lung verlangt werden kann. 
Quelle: § 1a Abs. 3 Satz 5 KStG i.d.F. des Wachstumschancengesetzes i.V.m. 
Art 35 Abs. 1 Wachstumschancengesetz. 

III.  Arbeitnehmer 
Der Gesetzgeber hat zum 1.1.2024 die Verpflegungspau-
schale für Berufskraftfahrer, die im Fahrzeug übernachten, 
von 8 € auf 9 € pro Tag erhöht. 
Quelle: § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5b Satz 2 EStG i.d.F. des Wachstumschancengesetzes, 
Art. 35 Abs. 4 Wachstumschancengesetz. 

IV. Vermieter 
1. Sonderabschreibung auf Wohngebäude 

Für neu gebaute Mietwohnungen, für die der Bauantrag 
nach dem 31.12.2022 und vor dem 1.10.2029 gestellt wor-
den ist, kann eine Sonderabschreibung von bis zu 5 % 
jährlich in den ersten vier Jahren (insgesamt also bis zu 
20 %) zusätzlich zur regulären Abschreibung von 3 % gel-
tend gemacht werden. Voraussetzung ist, dass die Woh-
nung in den ersten zehn Jahren der Anschaffung oder Her-
stellung und in den folgenden neun Jahren zu nicht nur vo-
rübergehenden Wohnzwecken genutzt wird, dass die Woh-
nung in einem Gebäude liegt, das das Qualitätssiegel „Nach-
haltiges Gebäude“ für sog. klimafreundliches Bauen trägt, 
und dass die Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten pro 
Quadratmeter Wohnfläche nicht höher sind als 5.200 €. Der 
Kauf einer solchen Wohnung muss bis zum Ende des Jahres 
der Fertigstellung erfolgen. Die Bemessungsgrundlage für 
die Sonderabschreibung ist auf 4.000 € pro Quadratmeter 
beschränkt. 
Quelle: § 7b Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und Nr. 2 EStG sowie § 7b Abs. 3 Nr. 2 EStG i.d.F. des 
Wachstumschancengesetzes. 

Hinweis: Die Sonderabschreibung ist rückgängig zu ma-
chen, wenn die Wohnung nicht zehn Jahre lang vermietet 
oder vorher verkauft wird oder wenn die Baukostenober-
grenze durch nachträgliche Baumaßnahmen überschritten 
wird. 

2. Degressive Abschreibung auf Wohngebäude 

Der Gesetzgeber hat außerdem rückwirkend vom 1.1.2023 
an eine degressive Abschreibung für Wohngebäude 
i. H. v. 5 % eingeführt. Dies gilt für Wohngebäude in 
Deutschland oder in der EU bzw. im EWR (Island, Liechten-
stein und Norwegen). Voraussetzung ist, dass mit der Her-
stellung des Gebäudes nach dem 30.9.2023 und vor dem 
1.10.2029 begonnen wird oder dass das Gebäude nach dem 
30.9.2023 und vor dem 1.10.2029 gekauft wird und der Nut-
zen- und Lastenwechsel bis zum Ende des Jahres der 
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Fertigstellung erfolgt ist; bei einem Kauf muss die Fertigstel-
lung also im selben Jahr wie der Nutzen- und Lastenwechsel 
erfolgen. Für den Beginn der Herstellung kommt es auf die 
Baubeginnsanzeige an.  
Quelle: § 7 Abs. 5a EStG i.d.F. des Wachstumschancengesetzes, Art 35 Abs. 3 Wachs-
tumschancengesetz. 

V. Kapitalanleger 
Freigrenze für Spekulationsgewinne 

Der Gesetzgeber hat mit Wirkung zum 1.1.2024 die Frei-
grenze für Spekulationsgewinne von bislang 600 € auf 
1.000 € angehoben. Die Freigrenze gilt nur dann, wenn der 
Spekulationsgewinn maximal 1.000 € beträgt; ist der Gewinn 
auch nur geringfügig höher, kommt die Freigrenze nicht zum 
Ansatz. 
Quelle: § 23 Abs. 3 Satz 5 EStG i.d.F. des Wachstumschancengesetzes, Art. 35 Abs. 4 
Wachstumschancengesetz. 

VI. Alle Steuerzahler 
1. Verbesserung des Verlustausgleichs 

Trotz Verlustvortrags droht eine Mindestbesteuerung, 
wenn ein Verlust von mehr als 1 Mio. € in ein Folgejahr vor-
getragen und dort mit positiven Einkünften von mehr als 
1 Mio. € verrechnet werden soll. Der Gesetzgeber sieht bis-
lang nämlich eine Besteuerung von 40 % des Betrags, der 
1 Mio. € übersteigt, vor. Dieser Mindestbesteuerungssatz 
wird nun bei der Einkommen- und Körperschaftsteuer in den 
Jahren 2024 bis 2027 auf 30 % gesenkt. 
Quelle: § 10d Abs. 2 Satz 1 EStG i.V.m. § 52 Abs. 18b Satz 3 EStG i.d.F. des Wachstums-
chancengesetzes; § 8 Abs. 1, 31 Abs. 1 Satz 1 KStG. 

2. Grunderwerbsteuer 

Bei der Grunderwerbsteuer hat der Gesetzgeber klargestellt, 
dass sich aus der zivilrechtlichen Abschaffung des sog. Ge-
samthandsprinzips zum 1.1.2024 erst einmal keine nachtei-
ligen Folgen für die grunderwerbsteuerlichen Steuerbefrei-
ungen ergeben, die eine Gesamthand voraussetzen und 
Grundstücksübertragungen zwischen der Personengesell-
schaft und dem Gesellschafter im Umfang der Beteiligungs-
quote steuerfrei stellen. Die Steuerbefreiungen gelten expli-
zit bis zum 31.12.2026 weiter. Auch laufende Nachhaltefris-
ten, die für bis zum 31.12.2023 durchgeführte Grundstücks-
übertragungen zwischen der Personengesellschaft und dem 
Gesellschafter zu beachten sind, damit die Steuerbefreiung 
nicht rückwirkend versagt wird, werden durch die Abschaf-
fung des Gesamthandsprinzips nicht verletzt. 
Quelle: § 24 GrEStG i.d.F. des Kreditzweitmarktförderungsgesetzes, Art. 30 sowie Art. 36 
Abs. 5 Kreditzweitmarktförderungsgesetz. 

3. Erbschaft- und Schenkungsteuer 

Ebenso wie bei der Grunderwerbsteuer wirkt sich auch bei 
der Erbschaft- und Schenkungsteuer die zivilrechtliche Ab-
schaffung des Gesamthandsprinzips nicht nachteilig aus. 
Denn der Gesetzgeber hat nun ausdrücklich klargestellt, 
dass sich durch die Einführung des Gesamthandsprinzips 
erbschaft- und schenkungsteuerlich nichts ändert. Wer einer 
Personengesellschaft Geld schenkt, wird steuerlich damit – 
wie bisher – so behandelt, als schenke er das Geld den 

Gesellschaftern der Personengesellschaft. Das Gleiche gilt 
für den umgekehrten Fall, dass eine Personengesellschaft 
Geld verschenkt: Als Schenker gelten die Gesellschafter der 
Personengesellschaft. Für Steuerpflichtige hat dies den Vor-
teil, dass die günstigen Steuerklassen und Freibeträge für 
Verwandte anwendbar sind, wenn die Gesellschafter Ange-
hörige des Schenkers oder Beschenkten sind. 
Quelle: § 2a ErbStG i.d.F. des Kreditzweitmarktförderungsgesetzes. 

Ausgeschlossen hat der Gesetzgeber eine schenkungsteu-
erliche Gestaltung, bei der Vermögen an Angehörige mittels 
einer Kommanditgesellschaft auf Aktien (KGaA) übertragen 
wird. Eine entsprechende Werterhöhung der Beteiligung ei-
nes persönlich haftenden Gesellschafters der KGaA wird 
nach der Neuregelung, die ab 28.3.2024 gilt, als Schenkung 
besteuert. 
Quelle: § 7 Abs. 9 ErbStG i.d.F. des Wachstumschancengesetzes, Art. 35 Abs. 1 Wachs-
tumschancengesetz. 

VII. Angekündigte, jedoch unterbliebene Gesetzes-
änderungen 
Nicht umgesetzt wurden die folgenden Maßnahmen: 

n Erhöhung der Betragsgrenze für geringwertige Wirt-
schaftsgüter (GWG) von 800 € pro Wirtschaftsgut auf 
1.000 € (s. Abschn. I. 1 der Hauptausgabe der Mandan-
ten-Information zum Jahresende); 

n Abschaffung des Sammelpostens für GWG sowie – al-
ternativ – die Abschreibung des Sammelpostens auf drei 
anstatt auf fünf Jahre (s. Abschn. I. 1 der Hauptausgabe 
der Mandanten-Information zum Jahresende); 

n Einführung einer Klimaschutzprämie, die gewährt wer-
den sollte, wenn der Unternehmer bis zum 31.12.2029 
Wirtschaftsgüter anschafft, die Teil eines sog. Einspar-
konzepts sind und zur Verbesserung der Energieeffizienz 
dienen (s. Abschn. I. 4 der Hauptausgabe der Mandan-
ten-Information zum Jahresende);  

n Erhöhung der Pauschalen für Verpflegungsmehrauf-
wendungen (s. Abschn. III. 8 der Hauptausgabe der 
Mandanten-Information zum Jahresende); 

n Erhöhung des Freibetrags für Betriebsveranstaltun-
gen auf 150 € s. Abschn. III. 8 der Hauptausgabe der 
Mandanten-Information zum Jahresende); 

n die Einführung einer Freigrenze von 1.000 € für Einnah-
men aus Vermietung und Verpachtung (s. Abschn. IV. 
5 der Hauptausgabe der Mandanten-Information zum 
Jahresende); 

n Anhebung des Höchstbetrags, der im Wege des Verlust-
rücktrags in einem Vorjahr abgezogen werden kann, auf 
10 Mio. € (20 Mio. €. bei zusammenveranlagten Ehegat-
ten, s. Abschn. VI. 1 der Hauptausgabe der Mandanten-
Information zum Jahresende).  

Ebenfalls nicht umgesetzt wurde eine ursprünglich geplante 
Meldepflicht für Steuergestaltungen im Inland sowie die 
Senkung des Durchschnittssatzes auf landwirtschaftli-
che Erzeugnisse auf 8,4 %; hier bleibt es in diesem Jahr 
beim Durchschnittssatz von 9,0 %. 
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VIII.  Sachbezugswerte 2024 
Für das Jahr 2024 gelten die folgenden amtliche Sachbe-
zugswerte: 

Amtliche Sachbezugswerte 2024 2023 

Freie Verpflegung (Monat)  313 € 288 € 

Freie Unterkunft (Monat)  278 € 265 € 

Gesamt 591 € 553 € 

Frühstück (Monat/Tag) 65 €/2,17 € 60 €/2 € 

Mittag-/Abendessen (Monat/Tag) 124 €/4,13 € 114 €/3,80 € 

Quellen: 14. Verordnung zur Änderung der Sozialversicherungsentgeltverordnung, BGBl. 
2023 I Nr. 328 vom 30.11.2023; Tageswerte Mahlzeiten: BMF, Schreiben vom 7.12.2023 
- IV C 5 - S 2334/19/10010 :005, BStBl 2023 I S. 2075. 

IX. Werte in der Sozialversicherung 2024 
Die Rechengrößen in der Sozialversicherung für 2024 lau-
ten wie folgt: 

Beitragsbemessungsgrenze West 
Renten- und Arbeitslosenversi-
cherung (Monat/Jahr) 

7.550 €/90.600 € 
(2023: 7.300 €/87.600 €) 

Knappschaftliche Rentenversi-
cherung (Monat/Jahr) 

9.300 €/111.600 € 
(2023: 8.950 €/107.400 €) 

Kranken- und Pflegeversiche-
rung (Monat/Jahr) 

5.175 €/62.100 € 
(2023: 4.987,50 €/59.850 €) 

Beitragsbemessungsgrenze Ost 
Renten- und Arbeitslosenversi-
cherung (Monat/Jahr) 

7.450 €/89.400 € 
(2023: 7.100 €/85.200 €) 

Knappschaftliche Rentenversi-
cherung (Monat/Jahr) 

9.200 €/110.400 € 
(2023: 8.700 €/104.400 €) 

Kranken- und Pflegeversiche-
rung (Monat/Jahr) 

5.175 €/62.100 € 
(2023: 4.987,50 €/59.850 €) 

Die Bezugsgröße in der Sozialversicherung (West) beträgt 
für das Jahr 2024 3.535 €/Monat bzw. 42.420 €/Jahr (2023: 
3.395 €/Monat bzw. 40.740 €/Jahr). Die Bezugsgröße (Ost) 
steigt ab 2024 von bisher 3.290 €/Monat bzw. 39.480 €/Jahr 
auf 3.465 €/Monat bzw. 41.580 €/Jahr an. 

Die allgemeine Jahresarbeitsentgeltgrenze 2024 steigt 
von bisher 66.600 € auf 69.300 € an (Ost und West). Für Ar-
beitnehmer, die am 31.12.2002 wegen Überschreitens der 
damaligen Jahresarbeitsentgeltgrenze krankenversiche-
rungsfrei und bei einem privaten Krankenversicherungsun-
ternehmen krankenversichert waren, gilt aus Gründen des 
Bestands- und Vertrauensschutzes weiterhin eine niedri-
gere Jahresarbeitsentgeltgrenze. Sie beträgt 62.100 € 
(2023: 59.850 €). 

Der allgemeine Beitragssatz zur gesetzlichen Kranken-
versicherung beträgt weiterhin 14,6 % (AG/AN-Anteil je 
7,3 %). Der ermäßigte Beitragssatz in der gesetzlichen 
Krankenversicherung beträgt 14,0 %. Dieser Beitragssatz 
kommt zur Anwendung, wenn kein Anspruch auf Kranken-
geld besteht (z. B. in der Passivphase der Altersteilzeitar-
beit). 

Der durchschnittliche Zusatzbeitragssatz steigt auf 1,7 % 
des Bruttolohns (2023: 1,6 %). Wie hoch der individuelle Zu-
satzbeitragssatz einer Krankenkasse für das jeweilige Mit-
glied tatsächlich ausfällt, legt die jeweilige Krankenkasse 
selbst fest. Der Beitragssatz zur Pflegeversicherung be-
trägt 3,4 %. Für kinderlose Versicherte beträgt er 4,0 % (Zu-
schlag von 0,6 %. Der Beitragssatz zur Arbeitslosenversi-
cherung beträgt unverändert 2,6 %. 
Der Beitragssatz zur Rentenversicherung bleibt bei 
18,6 %. In der knappschaftlichen Rentenversicherung be-
trägt der Beitragssatz ebenfalls unverändert 24,7 %. Der Ab-
gabesatz zur Künstlersozialversicherung beträgt weiter-
hin 5,0 %. 
Quellen: Rechengrößen in der SV: Sozialversicherungs-Rechengrößenverordnung 2024, 
BGBl. 2023 I Nr. 322; Beitragssatz gesetzliche KV: § 241 sowie § 243 SGB V; Durchschnitt-
licher Zusatzbeitragssatz: Bekanntmachung des BMG im Bundesanzeiger, BAnz AT 
31.10.2023 B3; seit 2019 zur Hälfte getragen von AN + AG: GKV-Versichertenentlastungs-
gesetz; Beitragssatz Pflegeversicherung: § 55 Abs. 1 SGB XI; Arbeitslosenversicherung: 
§ 341 Abs. 2 SGB III; Beitragssatz Rentenversicherung sowie knappschaftliche RV: Be-
kanntmachung der Beitragssätze in der allgemeinen Rentenversicherung und der knapp-
schaftlichen Rentenversicherung für das Jahr 2024, BGBl. 2023 I Nr. 312; Abgabesatz 
Künstlersozialversicherung: Künstlersozialabgabe-Verordnung 2024, BGBl. 2023 I Nr. 
240. 
 
 
Alle Informationen und Angaben in dieser Mandanten-Information (Stand: 15.4.2024) ha-
ben wir nach bestem Wissen zusammengestellt. Sie erfolgen ohne Gewähr. Diese Infor-
mation kann eine individuelle Beratung im Einzelfall nicht ersetzen. 


